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Antrag 

der Abgeordneten Sibylle Laurischk, Ina Lenke, Miriam Gruß, Jens Ackermann, 
Dr. Karl Addicks, Christian Ahrendt, Uwe Barth, Rainer Brüderle, Angelika 
Brunkhorst, Ernst Burgbacher, Patrick Döring, Mechthild Dyckmans, Jörg van 
Essen, Ulrike Flach, Paul K. Friedhoff, Dr. Edmund Peter Geisen, Hans-Michael 
Goldmann, Joachim Günther (Plauen), Dr. Christel Happach-Kasan, Heinz-Peter 
Haustein, Birgit Homburger, Hellmut Königshaus, Dr. Heinrich L. Kolb, Gudrun 
Kopp, Dr h. c. Jürgen Koppelin, Heinz Lanfermann, Harald Leibrecht, Sabine 
Leutheusser-Schnarrenberger, Markus Löning, Horst Meierhofer, Patrick 
Meinhardt, Jan Mücke, Burkhardt Müller-Sönksen, Dirk Niebel, Detlef Parr, 
Cornelia Pieper, Frank Schäffler, Marina Schuster, Dr. Max Stadler, Carl-Ludwig 
Thiele, Christoph Waitz, Dr. Claudia Winterstein, Dr. Volker Wissing, Dr. Guido 
Westerwelle und der Fraktion der FDP 


Für eine Absicherung von Frauen- und Kinderschutzhäusern 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Frauenhäuser leisten unbestritten einen wichtigen, unverzichtbaren Beitrag zur 
Bekämpfung der Auswirkungen von Gewalt gegen Frauen. Durch die Beratung 
der betroffenen Frauen in vielfältiger Hinsicht einen wichtigen Beitrag zum 
Opferschutz. Auch im „Aktionsplan II der Bundesregierung zur Bekämpfung 
von Gewalt gegen Frauen“ von 2007 wird auf die Notwendigkeit eines breit 
gefächerten Unterstützungssystems mit Frauenhäusern und Zufluchtswohnun- 
gen hingewiesen (S. 39). Besonders der menschliche Beistand für die Opfer 
und ihre Angehörigen sind hier wichtig. Individuell auf die Person bezogen 
wird hier direkt durch Gespräche geholfen und weitere Hilfsmaßnahmen 
können erörtert werden. Herausragend sind dabei Maßnahmen zur Prozess- 
vorbereitung und -begleitung, insbesondere zur psychosozialen Unterstützung 
bei Vernehmungen und gerichtlichen Verhandlungen. Durch die Anwesenheit 
von Begleitpersonen wird vielen Opfern die Angst genommen. Dies geschieht 
auch durch die Vorbereitung auf die Vemehmungssituation. Opfer haben einen 
Anspruch auf Unterstützung bei Belastungen durch das Verfahren und zur 
Bewältigung der Tatfolgen. Voraussetzung hierfür ist eine enge Kooperation 
zwischen Polizei, Justiz, ggf den Jugendämtern und den Frauenhäusem, um 
den Opfern einen schonenden Umgang vor Gericht zu ermöglichen. Insbeson- 
dere mit den Möglichkeiten der Nebenklage, der Opferentschädigung und des 
Zeugenschutzes, besteht ein breites Instrumentarium, um die Frau abseits von 
der Opferrolle mit eigenen prozessualen Rechten auszustatten und ihr eine 
eigene Rechtspersönlichkeit im Verfahren zu verleihen. 
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Gerade für Migrantinnen oder von Zwangsheirat bedrohte Mädchen und junge 
Frauen stellen die Frauenhäuser in immer stärkerem Maße eine sichere 
Zufluchtsstätte dar, in dem Maße, in dem die eigene soziale und familiäre 
Umgebung zur Gefährdung wird. Auch Frauen aus prekären Verhältnissen mit 
geringem sozialen und finanziellen Rückhalt sind besonders auf diese Form der 
Unterstützung angewiesen. Hierzu sind gezielte Integrationsschulungen für Mit- 
arbeiterinnen und Mitarbeiter zum Erkennen von Zwangslangen von Migrantin- 
nen von Frauen- und Kinderschutzhäusern anzustreben. 

Bislang gibt es in der Bundesrepublik Deutschland keine einheitliche Hand- 
habung hinsichtlich der Finanzierung von Frauen- und Kinderschutzhäusem. 
So erfolgt die finanzielle Sicherung in Schleswig-Holstein über ein Landes- 
gesetz. In anderen Bundesländern erhalten Frauenhäuser bzw. ihre Träger 
Mittel durch die Landesregierungen und Kommunen in Form von freiwilligen 
Leistungen. Die Arbeit der Frauenhäuser wird außerdem durch Eigenmittel der 
Träger und Spenden finanziert. Die finanzielle Situation der Frauenhäuser ist 
nicht durchgehend gesichert (vgl. auch die Antwort auf die schriftliche Frage 
5/223-226 der Abgeordneten Sibylle Laurischk, vom 3. Juni 2004). Die 
Bundesregierang räumt in ihrer Antwort auf die Kleine Frage der Fraktion der 
FDP zwar ein, dass Frauen- und Kinderschutzhäuser sowie andere Einrich- 
tungen zur Unterstützung von Gewalt betroffenen Frauen und Kinder einer an- 
gemessen und verlässlichen Finanzierung bedürfen, ist aber hinsichtlich einer 
bundeseinheitlichen Finanzierangsgrandlage der Auffassung, dass die Finan- 
zierung der Frauenhäuser und sonstiger Zufiuchtseinrichtungen und Unterstüt- 
zungsangebote grundsätzlich Sache der Länder und Kommunen ist (Bundes- 
tagsdracksache 16/8651). 

ln der öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend vom 12. November 2008 wurde eine Bundeskompetenz zur Rege- 
lung der Finanzierung von Frauen- und Kinderschutzhäusern kritisch beurteilt 
(Ausschussprotokoll Nr. 16/69). Es wurde daher daraufhingewiesen, dass man 
zunächst auf die Bundesländer hinwirken möge, die finanzielle Ausstattung der 
Frauen- und Kinderschutzhäuser sicherzustellen (vgl. etwa Ausschussproto- 
koll, S. 25, 36); ergänzt wurde dies aber durch den Hinweis, dass u. U. dann, 
weim die Sozialstraktur/das Sozialgefüge des Bundes in Gefahr ist, eine Hand- 
lungsmöglichkeit des Bundes bestehen könnte (a. a. O., S. 36). 

Der CEDAW-Ausschuss der Vereinten Nationen lobt in seinen „Concluding 
Observations“ vom 10. Februar 2009 zum „Sechsten Bericht der Bundes- 
republik Deutschland zum Übereinkommen der Vereinten Nationen zur Beseiti- 
gung jeder Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW)“ (Bundestagsdrack- 
sache 16/5807) zwar die Bemühungen der Bundesregierung zur Beseitigung 
von Gewalt gegen Frauen. Er ist jedoch nach wie vor besorgt über die große 
Häufigkeit von Gewalttaten gegen Frauen und Mädchen, wie sie durch die 
Studien zu Gewalterfahrangen von Frauen in Deutschland, einschließlich 
Migrantiimen, belegt wurde. Der CEDAW-Ausschuss fordert die Bundes- 
republik Deutschland nachdrücklich zur Ergreifung der notwendigen Maß- 
nahmen auf, um eine bessere Zusammenarbeit zwischen der Bundesregierung, 
den Ländern und den Kommunen bei der Überwachung des Angebots an sozia- 
len Leistungen im Hinblick darauf sicherzustellen, die Verfügbarkeit einer aus- 
reichenden Anzahl von Frauenhäusem auf dem gesamten Gebiet des Vertrags- 
staates zu gewährleisten, die für die Unterbringung von Frauen in Not, wie zum 
Beispiel Frauen mit Behinderungen, entsprechend ausgestattet sind, und dafür 
zu sorgen, dass diese angemessen finanziell unterstützt werden und allen 
Frauen offenstehen, unabhängig von der finanziellen Situation des Opfers 
(Ziffer 44 der „Concluding Obervations“, CEDAW/C/CEU/CO/6). 

Notwendig ist daher ein umfassender Bericht über die Lage der Frauenhäuser, 
wie er bereits im Antrag „Forderung nach einem Bericht der Bundesregie- 
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rang über die Lage der Frauen- und Kinderschutzhäuser“ (Bundestagsdrack- 
sache 16/8889) gefordert wurde. Auf dieser Grundlage ist die Bundesregierung 
zusammen mit den Bundesländern gefordert, an der Stelle von Prüfaufträgen 
konkrete Maßnahmen vorzuschlagen und umzusetzen. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

• alle Fälle der häuslichen Gewalt, zu untersuchen und zu analysieren und 
Umsetzungsmaßnahmen weiter voranzutreiben, um derartige Gewalt zu ver- 
hindern sowie den Opfern Schutz und unterstützende Leistungen zu bieten; 

• ein Verfahren zur Erhebung statistischer Daten einzuführen, die nach Ge- 
schlecht, Alter, Herkunft, Art der Gewalt und Beziehung des Täters zum 
Opfer aufgeschlüsselt sind und in regelmäßigen Abständen einen Bericht 
über die Lage der Frauenhäuser für misshandelte Frauen und Kinder vorzu- 
legen, um auf dieser Grundlage u. a. zu prüfen, inwieweit eine Neuordnung 
der Gesetzgebungskompetenzen möglicherweise erforderlich ist; 

• umfassende Maßnahmen zur Beseitigung jeder Form von Gewalt zu er- 
greifen und die effektive Umsetzung des Aktionsplans II zur Bekämpfung 
von Gewalt gegen Frauen sicherzustellen; 

• sich für die Schaffung eines bundeseinheitlichen Frauennotrafes einzu- 
setzen. 


Berlin, den 27. Mai 2009 

Dr. Guido Westerwelle und Fraktion 
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